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Unterrichtung

durch die Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2370 vom  
14. Dezember 2016 zur Änderung der Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der  
Öffnung des Marktes für inländische Schienenpersonenverkehrsdienste und  
der Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur 

– Drucksache 19/9738 – 

Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung  

Stellungnahme des Bundesrates  

Der Bundesrat hat in seiner 977. Sitzung am 17. Mai 2019 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:  

1. Zu Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c (§ 1 Absatz 25 Satz 3 ERegG) 

In Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c sind in § 1 Absatz 25 Satz 3 nach dem Wort „Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen“ die Wörter „ ,die völlig voneinander unabhängig sind,“ einzufügen. 

Begründung:  

Die Ergänzung dient der 1:1 Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2370. Dort heißt es in Artikel 3, Num-
mer 31: „Sind ein Infrastrukturbetreiber und ein Eisenbahnunternehmen völlig voneinander unabhängig, 
werden jedoch beide unmittelbar von einem Mitgliedstaat ohne zwischengeschaltete Stelle kontrolliert, so 
gelten sie für die Zwecke dieser Richtlinie nicht als vertikal integriertes Unternehmen;“. Im Gesetzentwurf 
der Bundesregierung entfällt dagegen die Anforderung, dass Betreiber von Schienenwegen und Eisenbahn-
unternehmen „völlig voneinander unabhängig sind“, um als nicht vertikal integriert zu gelten. Damit würde 
jedes Unternehmen, das sowohl Betreiber der Schienenwege als auch Eisenbahnverkehrsunternehmen ist, 
nicht den Bedingungen für vertikal integrierte Unternehmen unterliegen, wenn nur die Bedingung erfüllt ist, 
dass es vom Bund oder von einem Land direkt kontrolliert wird. Es bedarf insofern der Ergänzung um die 
Anforderung der Unabhängigkeit im Sinne der Richtlinie (EU) 2016/2370. 

2. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc (§ 2 Absatz 3 Nummer 3 ERegG) 

In Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc sind in § 2 Absatz 3 Nummer 3 die Wörter „einer 
Länge von“ durch die Wörter „einer Streckenlänge von jeweils“ zu ersetzen. 
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Begründung: 

Die neu in § 2 Absatz 3 Nummer 3 ERegG aufgenommene Ausnahme für Betreiber von örtlichen Schienen-
netzen wird auf Schienennetze von höchstens 100 Kilometer Länge begrenzt. Damit wären entgegen der 
europarechtlichen Ausnahme insbesondere auch einzelne Strecken eines nicht zum nationalen Haupteisen-
bahnbetreiber gehörenden Eisenbahninfrastrukturunternehmens, die kein zusammenhängendes Netz bilden, 
von der Ausnahme ausgeschlossen.  

Die in deutsches Recht übernommene Ausnahme des Artikels 2 Absatz 3a der Richtlinie 2012/34/EU in der 
Fassung der Richtlinie (EU) 2016/2370 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Dezember 2016 
zur Änderung der Richtlinie 2012/34/EU bezüglich der Öffnung des Marktes für inländische Schienenper-
sonenverkehrsdienste und der Verwaltung der Eisenbahninfrastruktur knüpft anders als die deutsche Umset-
zungsregelung gerade nicht an Schienennetze, sondern an Strecken an und legt eine maximale Streckenlänge 
von 100 Kilometer fest. Diese Regelung ist nach der Formulierung der Richtlinie auch auf eine Vielzahl von 
Strecken mit einer Länge von jeweils höchstens 100 Kilometer anwendbar, die von einem Unternehmen 
betrieben werden. Genau dies schließt jedoch die vorgesehene Fassung des § 2 Absatz 3 Nummer 3 ERegG 
aus und widerspricht damit der umzusetzenden Richtlinie der Europäischen Union.  

Nach der Begründung dieser Vorschrift soll die Befreiung für ganze Schienennetze gelten, um einen Fli-
ckenteppich befreiter Einzelstrecken zu vermeiden und auf jedes Eisenbahninfrastrukturunternehmen ein-
heitliche Regelungen anwenden zu können. Diese Zielsetzung wird ausdrücklich begrüßt. Allerdings führt 
die derzeit im § 2 Absatz 3 Nummer 3 ERegG geplante Umsetzung zu einer Einschränkung der europarecht-
lichen Ausnahme, die in der Richtlinie nicht vorgesehen ist und somit über das geltende Europarecht hinaus-
geht. Das vom Gesetzgeber selbst intendierte Ziel, „… soweit wie möglich eine 1:1-Umsetzung der Rege-
lungen der Richtlinie …“ zu erreichen, wird damit verfehlt, obwohl diese übermäßige Einschränkung des 
europäischen Rechts nicht notwendig ist, um die angestrebten Ziele zu erreichen. 

Diese Ziele können in Übereinstimmung mit Unionsrecht viel besser erreicht werden, wenn entsprechend 
des Artikels 2 Absatz 3a der Richtlinie 2012/34/EU in der Fassung der Änderungsrichtlinie (EU) 2016/2370 
auf Schienennetze mit einer Streckenlänge von jeweils höchstens 100 Kilometer abgestellt wird. So ist ge-
währleistet, dass – wie im Europarecht verankert – die Länge der jeweiligen Strecken für die Anwendbarkeit 
der Ausnahme entscheidend ist und dennoch für jeden Betreiber der Schienenwege ein einheitliches Regu-
lierungsregime angewandt wird. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe e – neu – (§ 2 Absatz 9 ERegG) 

In Artikel 1 Nummer 3 ist nach Buchstabe d folgender Buchstabe e anzufügen: 

„e) Absatz 9 wird aufgehoben.“ 

Begründung:  

Die Ausnahme in § 2 Absatz 9 ERegG ermöglicht es der DB Netz AG, durch die Gründung kleinteiliger 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen große Teile ihrer Nebennetze, aber auch S-Bahn-Netze mit Tunnel-
stammstrecken (wie beispielsweise Frankfurt, München, Stuttgart, Hamburg, Berlin oder Leipzig) von der 
Infrastrukturkostenbegrenzung nach § 37 ERegG auszunehmen. Im Gesetzgebungsverfahren zum ERegG 
im Jahr 2016 hatte die Bundesregierung die Regelung in § 2 Absatz 9 damit begründet, dass mit den Ver-
kehrsdiensten, die die Länder mit den Mitteln nach dem Regionalisierungsgesetz finanzieren und für die eine 
Infrastrukturkostenbegrenzung nach § 37 ERegG erfolgt, insofern nicht den Vorgaben des § 36 ERegG zur 
Vollkostendeckung entsprochen werden könne, wenn auf Netzen weder Schienenpersonenfernverkehr noch 
Schienengüterverkehr in erheblichem Umfang stattfindet. Wenn nun Teile des Netzes der DB AG, auf denen 
maßgeblich durch Regionalisierungsmittel finanzierte Verkehre abgewickelt werden, aus der Infrastruktur-
kostenbegrenzung nach § 37 ERegG herausgelöst werden können, widerspricht dies jedoch der Regelung 
nach § 5 Absatz 10 Regionalisierungsgesetz, wonach die Dynamik des Anstiegs der Infrastrukturentgelte, 
insbesondere der Stations- und Trassenentgelte im Schienenpersonennahverkehr der bundeseigenen Eisen-
bahninfrastrukturunternehmen, nach Maßgabe des Eisenbahnregulierungsrechts zu begrenzen ist. Die Mög-
lichkeit der Aushebelung der Trassen- und Stationspreisbremse auf dem Wege der institutionellen Trennung 
von Teilnetzen widerspricht zudem in Hinblick auf die Planungssicherheit der Länder dem Ansinnen des 
§ 37 ERegG i.V.m. mit der Dynamisierung der Regionalisierungsmittel. Die Einigung mit dem Bund sah 
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gerade vor, sowohl hinsichtlich der Regionalisierungsmittel als auch hinsichtlich der Trassen- und Stations-
preise einen langfristigen Entwicklungspfad zu entwickeln, um der Langläufigkeit von Verkehrsverträgen 
und somit den Planungshorizonten der Länder gerecht zu werden. Da die Länder keine Möglichkeit haben, 
Einfluss auf mögliche Entscheidungen der DB Netz zur Herauslösung von Teilnetzen zu nehmen, unterliegen 
sie faktisch einer ständigen Unsicherheit hinsichtlich der Anwendbarkeit des § 37 ERegG. Da der § 2 Ab-
satz 9 zudem eine „Soll“-Bestimmung ist, besteht nicht einmal die Möglichkeit, dass die Bundesnetzagentur 
eine behördliche Entscheidung zur Anwendbarkeit des § 37 ERegG trifft. § 2 Absatz 9 ist deshalb ersatzlos 
zu streichen, so wie es der Bundesrat in seiner Stellungnahme vom 18. März 2016 in BR-Drucksache 22/16 
(Beschluss) bereits gefordert hat. 

4. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 8c Absatz 1 Satz 3 bis 7 – neu –, 
Absatz 2 Satz 1a – neu –, 

Satz 2 und 3 ERegG) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist § 8c wie folgt zu ändern: 

a) In Absatz 1 sind nach Satz 2 folgende Sätze einzufügen: 

„Insbesondere darf die Auslagerung von Funktionen nicht zu einer Beeinträchtigung des Zugangsrechts 
für andere Zugangsberechtigte führen. Die Auslagerung von Funktionen ist vom Infrastrukturbetreiber 
unter Angabe des auszuführenden Unternehmens sowie des Zeitraums und der ausgelagerten Funktio-
nen und Aufgaben zu veröffentlichen. Beabsichtigt ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen eine Aus-
lagerung von Funktionen, ist dies vorab bei der Regulierungsbehörde anzuzeigen. Wenn eine Beein-
trächtigung des Wettbewerbs nicht ausgeschlossen werden kann, ist die Auslagerung zu untersagen. 
Dies gilt auch für bestehende Auslagerungen von Funktionen.“ 

b) Absatz 2 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach Satz 1 ist folgender Satz einzufügen: 

„Der Betreiber der Schienenwege hat die Rahmenbedingungen für Kooperationsvereinbarungen 
zu veröffentlichen.“ 

bb) In Satz 2 sind nach dem Wort „anzuzeigen“ die Wörter „und nach positiver Prüfung unter Wah-
rung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen zu veröffentlichen.“ einzufügen. 

cc) In Satz 3 sind die Wörter „dazu raten, sie zu beenden“ durch die Wörter „deren Beendigung 
anordnen“ zu ersetzen. 

Begründung:  

Zu Buchstabe a 

Die grundsätzliche Trennung von Aufgaben der Infrastrukturbetreiber von denen der Eisenbahnverkehrsun-
ternehmen wurde durchgesetzt, um jeden Anschein von wettbewerbsbeschränkenden Verflechtungen zwi-
schen Netz und Betrieb zu vermeiden. Für die Länder ist dies die Basis, um allen Eisenbahnverkehrsunter-
nehmen die gleichen Voraussetzungen für die Teilnahme an SPNV-Ausschreibungen zu bieten. Eine Ein-
schränkung des Trennungsgebots für bestimmte Funktionen des Infrastrukturbetriebs kann daher nur in en-
gen Grenzen erfolgen, etwa, wenn zweifelsfrei eine Beeinträchtigung des Zugangsrechts für Dritte ausge-
schlossen werden kann. Die Auslagerung von Funktionen des Infrastrukturbetriebs an Eisenbahnverkehrs-
unternehmen birgt somit die Gefahr von Einschränkungen des Wettbewerbs (insbesondere Zugangsrecht, 
Diskriminierungsfreiheit). Um dieses Risiko einzudämmen muss zum einen die Auslagerung von Funktionen 
bekannt gemacht werden. In der Vergangenheit wurden z. B. bei der S-Bahn Berlin Aufgaben der zuständi-
gen Netzbetreiber durch das Eisenbahnverkehrsunternehmen übernommen, ohne dass dies etwa den Aufga-
benträgern bekannt war. Erst im Rahmen der Klärung des Zugangsanspruchs wurden diese Sachverhalte 
bekannt. Zum anderen muss die Regulierungsbehörde die Auslagerung von Funktionen prüfen und diese im 
Zweifel untersagen können. Dabei gilt der Grundsatz, dass die jeweiligen Unternehmen den Nachweis er-
bringen müssen, dass keine Beeinträchtigung für Dritte erfolgt. Wird dieser Nachweis nicht erbracht, ist die 
Genehmigung zu versagen, da somit eine Wettbewerbsbeschränkung möglich ist. In gleicher Weise kann 
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eine einmal genehmigte Auslagerung von Funktionen untersagt werden, wenn sich herausstellt, dass das 
Zugangsrecht Dritter eingeschränkt wird.  

Zu Buchstabe b 

Kooperationsvereinbarungen zwischen Infrastrukturbetreiber und Eisenbahnverkehrsunternehmen können 
eine sinnvolle Möglichkeit sein, basierend auf dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung, eine Zusam-
menarbeit zu vereinbaren. Dies kann zum einen Leistungen des Mindestzugangspakets betreffen (z. B. den 
Abschluss von Rahmenverträgen) oder aber weitere Leistungen, die vom Infrastrukturbetreiber nur angebo-
ten werden, wenn eine Inanspruchnahme durch mindestens ein Eisenbahnverkehrsunternehmen für einen 
bestimmten Mindestzeitraum gesichert ist. Dies darf allerdings nicht dazu führen, dass diese Kooperations-
vereinbarungen und deren wesentlichen Inhalte nur zwischen den Vertragspartnern bekannt sind. Das Erfor-
dernis der Diskriminierungsfreiheit gebietet es, allen Zugangsberechtigten nicht nur die Möglichkeit einer 
solchen Kooperationsvereinbarung zu bieten, sondern auch die Rahmenvertragsbedingungen (z. B. Basis der 
Verrechnungspreise für Material und Personal, Zeiträume) vorab zu veröffentlichen. Ferner muss der Regu-
lierungsbehörde die Möglichkeit eingeräumt werden, die Beendigung derartiger Kooperationsvereinbarun-
gen zu veranlassen. Die bloße Empfehlung zur Beendigung, wie im Gesetzentwurf des Bundes vorgesehen, 
läuft ins Leere, wenn sich durch eine Kooperationsvereinbarung für die Vertragspartner keine wirtschaftli-
chen und betrieblichen Nachteile ergeben, aber eine Gefahr für den diskriminierungsfreien Netzzugang be-
steht. In diesen Fällen muss die Untersagung einer Kooperationsvereinbarung zwingend erfolgen. Wird eine 
Kooperationsvereinbarung nicht untersagt, sind deren wesentlichen Inhalte allen Zugangsberechtigten ge-
genüber publik zu machen. Von dieser Veröffentlichungspflicht sind Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse 
ausdrücklich ausgenommen. 

5. Zu Artikel 1 Nummer 4 (§ 8d Absatz 5 und Absatz 6 Satz 2 – neu – ERegG) 
Nummer 15 (§ 80 Absatz 8 ERegG) 
Nummer 16a – neu – (Anlage 4 zu den §§ 25 bis 27 ERegG) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 4 ist § 8d wie folgt zu ändern: 

aa) Absatz 5 ist wie folgt zu fassen: 

„(5) Abweichend von den Absätzen 3 und 4 dürfen Darlehen zwischen rechtlichen Einhei-
ten eines vertikal integrierten Unternehmens gewährt, ausgezahlt und bedient werden. Für die 
anzusetzende Verzinsung von Darlehen zwischen rechtlichen Einheiten eines vertikal integrier-
ten Unternehmens gilt Anlage 4 Nummer 5.“ 

bb) Absatz 6 ist folgender Satz anzufügen: 

„Die Bezahlung nach Satz 1 Nummer 2 ist nur dann möglich, falls es für die angebotenen Dienst-
leistungen keine Marktpreise gibt.“ 

b) Nummer 15 ist zu streichen. 

c) Nach Nummer 16 ist folgende Nummer 16a anzufügen: 

‚16a. Anlage 4 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Anlage 4 (zu den §§ 8d und 25 bis 27) Anreizsetzung, Kapitalkosten“ 

b) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

„5. Kapitalkosten 

5.1 Die zulässige Verzinsung für das Kapital wird von der Regulierungsbehörde be-
stimmt. 

5.2 Für das Fremdkapital werden die tatsächlichen Zinsaufwendungen (des Vorjahres) 
als Kapitalkosten angesetzt. Zinszahlungen an verbundene Unternehmen werden 
nach einer Übergangsfrist bei der Ermittlung der Kapitalkosten nicht berücksich-
tigt. 
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5.3. Für die Verzinsung des Eigenkapitals ergibt sich der Zinssatz aus der Umlaufren-
dite für zehnjährige Bundesanleihen des Vorjahres zuzüglich eines Wagnisauf-
schlages. Der Wagnisaufschlag beträgt 0,2 Prozent für bundeseigene Unternehmen. 
Bei abweichenden Finanzierungskosten für Unternehmen im Eigentum eines Lan-
des oder einer Kommune kann der Wagnisaufschlag seitens der Regulierungsbe-
hörde höher angesetzt werden. 

5.4 Die Ziffern 5.2 und 5.3 gelten nicht für Betreiber der Schienenwege, die nicht un-
mittelbar oder mittelbar ausschließlich oder ganz überwiegend im öffentlichen Ei-
gentum stehen. Für solche Unternehmen werden die Kapitalkosten auf Basis einer 
kapitalmarktüblichen Berechnung ermittelt. Bei dieser Berechnung sind grundsätz-
lich nur die tatsächlich zu zahlenden Ertragssteuern zu berücksichtigen.“ ‘ 

Begründung: 

Zu Buchstabe a und b 

Das Eisenbahnregulierungsgesetz (ERegG) enthält an verschiedenen Stellen Regelungen zur Verzinsung 
(§§ 8d, 80 und Anlage 4 Nummer 5), die vereinheitlicht und in der Anlage 4 Nummer 5 neu gefasst werden. 
Die Streichung des § 80 Absatz 8 ERegG ist erforderlich, da er in Satz 2 eine sachlich nicht begründbare 
Übergangsfrist für bestehende Darlehensverträge zwischen verbundenen Unternehmen vorsah. 

Zu Buchstabe c 

Die Regelung betrifft Eisenbahnen, soweit sie nicht auf Grundlage von § 2 Absatz 3 ERegG und Nummer 3 
des vorliegenden Gesetzentwurfes der Bundesregierung ausgenommen sind. Zur Erreichung verkehrspoliti-
scher Ziele muss sich die zulässige Kapitalrendite der Eisenbahninfrastrukturunternehmen an den tatsächli-
chen Finanzierungskosten orientieren und bei Unternehmen in öffentlichem Eigentum darüber hinausge-
hende Renditeziele, die preissteigernd auf Infrastrukturnutzungsentgelte wirken, ausschließen. Für den Sub-
stanzerhalt der Eisenbahninfrastruktur ist eine marktorientierte Rendite, die derzeit nach dem sogenannten 
CAPM-Ansatz hergeleitet wird, keine geeignete Stellgröße. Für Unternehmen, die ganz oder überwiegend 
im Eigentum der Öffentlichen Hand sind und von diesen finanziert werden, sollte der Zinssatz an den Finan-
zierungskosten des Eigentümers ausgerichtet werden. Dies ist sachgerecht, da sich die Bonitätsbewertungen 
dieser Unternehmen zu einem erheblichen Teil anhand der Eigentümerschaft sowie gegebenenfalls ergän-
zend gewährten Sicherheiten (für DB-EIU sogar verfassungsrechtlich abgesichert) bemessen. 

Mit der Änderung werden die Aussagen des Koalitionsvertrages der Bundesregierung für die 19. Legislatur-
periode, wonach für den Eigentümer nicht die Maximierung des Gewinns der DB AG, sondern eine sinnvolle 
Maximierung des Verkehrs auf der Schiene im Vordergrund steht, und die Forderung der Verkehrsminister-
konferenz nach einer Reduzierung der Rendite für Eisenbahninfrastrukturgesellschaften, die nicht im Wett-
bewerb stehen, aufgegriffen. 

6. Zu Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe b (§ 70 Absatz 3 ERegG) 

In Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe b ist § 70 Absatz 3 wie folgt zu fassen: 

„(3) Finanzströme im Sinne des § 8d Absatz 1, Darlehen im Sinne des § 8d Absatz 4 und 5, Preise im 
Sinne des § 8d Absatz 6 Ziffer 2, Verbindlichkeiten im Sinne des § 8d Absatz 7, die Führung der Konten im 
Sinne des § 8d Absatz 8 sowie die Führung der Aufzeichnungen im Sinne des § 8d Absatz 9 unterliegen der 
Überprüfung durch die Regulierungsbehörde.“ 

Begründung:  

Die genannten Ergänzungen des § 70 ERegG betreffen weitere, bisher nicht enthaltene Regelungstatbestände 
des § 8d ERegG, die zur Gewährleistung der finanziellen Transparenz einer ausdrücklichen Überprüfung 
durch die Bundesnetzagentur unterliegen sollten. Im Falle des § 8d Absatz 6 Ziffer 2 ist dies die konzernin-
terne Leistungsverrechnung. § 8d Absatz 8 und 9 ist essentiell für die vorgeschriebene getrennte Buch- und 
Rechnungsführung und bedarf ebenfalls einer eigenständigen regulierungsbehördlichen Überprüfungsmög-
lichkeit.  

juris Lex QS
17052024 ()



Drucksache 19/10520 – 6 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode

Gegenäußerung der Bundesregierung  

Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Zu Artikel 1 Nummer 2c  
(§ 1 Absatz 25 Satz 3 Eisenbahnregulierungsgesetz (ERegG))) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates grundsätzlich zu. 

Aus rechtsförmlicher Sicht hat das Wort „unabhängig“ eine eindeutige Bedeutung, die  keines verstärkenden 
Füllworts bedarf. 

Die Bundesregierung schlägt daher vor, Artikel 1 Nummer 2c,  § 1 Absatz 25 Satz 3 Eisenbahnregulierungsgesetz 
(ERegG) wie folgt zu fassen: 

„Kein vertikal integriertes Unternehmen liegt vor, wenn ein Betreiber von Schienenwegen und ein Eisenbahnver-
kehrsunternehmen, die voneinander unabhängig sind, unmittelbar durch den Bund oder mindestens ein Land ohne 
zwischengeschaltete Stelle kontrolliert werden.“ 

In Bezug auf den Gesetzentwurf sind daher in Artikel 1 Nummer 2 Buchstabe c in § 1 Absatz 25 Satz 3 nach dem 
Wort „Eisenbahnverkehrsunternehmen“ die Wörter „, die voneinander unabhängig sind,“ einzufügen. 

Zu Nummer 2 (Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc  
(§ 2 Absatz 3 Nummer 3 ERegG)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. 

Die vorgeschlagene Änderung könnte dazu führen, dass auch Betreiber relativ großer Schienennetze unter die 
Ausnahmeregelungen fallen, wenn ihr Netz in Teile kleiner 100 km Länge aufgespalten ist. Für die Bewertung 
der regulatorischen Bedeutung eines Betreibers der Schienenwege innerhalb des gesamten deutschen Eisenbahn-
markts kommt es aber nicht auf die Bedeutung der einzelnen Netzteile, sondern der des Gesamtnetzes an. 

Zu Nummer 3 (Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe e – neu –   
(§ 2 Absatz 9 ERegG)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. 

Formal hat die Änderung keinen Bezug zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2016/2370, der der Gesetzentwurf 
dient. 

Inhaltlich ist die Vorschrift ein zwingendes Gegenstück zu § 37 und § 31 Absatz 2 ERegG und daher nicht ver-
zichtbar. Sie dient dazu, die Lebensfähigkeit von Schienennetz- und Bahnhofsbetreibern, die praktisch nur Ein-
nahmen aus dem Schienenpersonennahverkehr generieren, zu erhalten. Diesen ist eine Bindung der Preise an die 
Entwicklung der Regionalisierungsmittel gemäß § 37 ERegG nicht in allen Fällen zuzumuten. Denn sie haben 
keine Möglichkeit, sich bei Mindereinnahmen, die aus die Vorgaben des § 37 ERegG resultieren, anderweitig 
(nämlich über den Schienenpersonenfernverkehr und Schienengüterverkehr) zu refinanzieren. § 31 Absatz 2 
ERegG sieht vor, dass Betreiber der Schienenwege sich über ihre Einnahmen refinanzieren müssen (Vollkosten-
prinzip). Dies muss in jeder Situation möglich sein, ggf. drohten ansonsten Entschädigungsansprüche. 

Nach Kenntnis der Bundesregierung wurden bislang keine Ausnahmen gemäß § 2 Absatz 9 ERegG erteilt. 

Zu Nummer 4 (Zu Artikel 1 Nummer 4  
(§ 8c Absatz 1 Satz 3 bis 7 – neu-, Absatz 2 Satz 1 a – neu -, Satz 2 und 3 ERegG)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab.  

Der Vorschlag geht über die Regelungen in Artikel 7c der Richtlinie (EU) 2016/2370 hinaus. Der Gesetzentwurf 
dient der Umsetzung europäischen Rechts. Abweichungen vom europäischen Recht sollen im Rahmen des EU-
rechtlich Zulässigen nur erfolgen, wenn nationale Besonderheiten dies erfordern, wenn ohne Ergänzung der Voll-
zug nicht möglich wäre oder deutlich erschwert werden würde oder um Doppelregelungen zu vermeiden, da die 
entsprechenden europäischen Regelungen bereits in anderen deutschen Vorschriften enthalten sind.  

Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor.  
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Der Vorschlag würde zudem auf Seiten der Wirtschaft und auf Seiten der Verwaltung erheblichen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwand verursachen. 

Zu Nummer 5 (Zu Artikel 1 – Nummer 4 (§ 8d Absatz 5 und Absatz 6 Satz 2 – neu –  ERegG),  
– Nummer 15 (§ 80 Absatz 8 ERegG) 
– Nummer 16a – neu – (Anlage 4 zu den §§ 25 bis 27 ERegG)) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab: 

Zu § 8d Absatz 5 und Absatz 6 Satz 2 – neu –  ERegG 

Die Regelung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung in § 8d Absatz 5 Halbsatz 2 ERegG zur zulässigen Ver-
zinsung konzerninterner Darlehen stellt eine 1:1-Umsetzung von Artikel 7d Absatz 4 der Richtlinie (EU) 
2016/2370 dar, die beibehalten werden sollte. Danach sind konzerninterne Darlehen zu Marktsätzen und -bedin-
gungen, die das individuelle Risikoprofil des betreffenden Unternehmens widerspiegeln, erlaubt. 

Eine Änderung von Anlage 4 ist durch die Richtlinie (EU) 2016/2370 nicht veranlasst. 

Zu § 80 Absatz 8 ERegG 

Mit der Vorschrift wird Artikel 7d Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2016/2370 1:1 umgesetzt. Auch nach nationalen 
rechtsstaatlichen Maßstäben ist eine Rückwirkung einer Verbotsvor-schrift – wie hier die Vorgaben für die Dar-
lehensvergabe –  nicht ohne Weiteres legitim. 

Im vorliegenden Fall sieht die Richtlinie (EU) 2016/2370 das auch nach nationalen Maßstäben notwendige Mini-
mum an Vertrauensschutz für die Zeit vor Verabschiedung der Richtlinie (EU) 2016/2370 vor. Für neue Darlehen 
seit deren Verabschiedung gilt der Vertrauensschutz-Tatbestand nicht mehr. 

Zu Anlage 4 zu den §§ 25 bis 27 ERegG 

Die Änderung ist nicht durch die durch den vorliegenden Gesetzentwurf umzusetzende Richtlinie (EU) 2016/2370 
veranlasst und wird aus diesem Grund abgelehnt. 

Die isolierte Änderung eines Bausteins des Gesamtkonzeptes der eisenbahnrechtlichen Entgeltregulierung aus 
Sicht der Bundesregierung nicht zielführend. 

Wie im Koalitionsvertrag vorgesehen wird das Eisenbahnregulierungsrecht derzeit unter Berücksichtigung der 
Erfahrungen der Bundesnetzagentur bei der Anwendung des neuen Rechts evaluiert. In diesem Rahmen wird 
untersucht, ob und inwieweit Änderungsbedarf hinsichtlich der Weiterentwicklung der Anreizregulierung besteht. 
Dies betrifft auch die Eigenkapitalverzinsung. 

Zu Nummer 6 (Zu Artikel 1 Nummer 13  
(§ 70 Absatz 3 ERegG)) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates zu. 

Die Ergänzung im Zuge der Umsetzung von Artikel 56 Absatz 12 der Richtlinie (EU) 2016/2370 ist wegen der 
Generalklausel in § 70 Absatz 1 Satz 1 ERegG zwar nicht erforderlich, jedoch wegen des lediglich klarstellenden 
Charakters auch unschädlich. 

juris Lex QS
17052024 ()



Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, www.satzweiss.com
Druck: Printsystem GmbH, Schafwäsche 1-3, 71296 Heimsheim, www.printsystem.de

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0722-8333

juris Lex QS
17052024 ()




